
Thüringen

KOMMENTAR

Gemeinsam. Miteinander. Füreinander.

Der 9. Landesdelegiertentag der GdP 
Thüringen liegt hinter uns. Es war ein 

Landesdelegiertentag, der durch Geschlos-
senheit, Konstruktivität und positive Auf-
bruchsstimmung geprägt war. Für den neu 
gewählten geschäftsführenden Landesbe-
zirksvorstand und mich als Vorsitzende war 
es aber auch ein Vertrauensvorschuss und 
eine Aufforderung, die gesetzten Ziele zu er-
reichen und somit unsere Gewerkschaft wei-
terzuentwickeln.

Das dabei auch Stolpersteine und andere 
Widrigkeiten auf uns warten, haben die zu-
rückliegenden Monate gezeigt. Ich bin mir 
jedoch sicher, dass wir es schaffen, wenn 
wir die positive Stimmung des Landesdele-
giertentages mit in unsere alltägliche Arbeit 
nehmen.

An dieser Stelle möchte ich die Chance 
nutzen, euch einen Überblick über die auf 
dem Landesdelegiertentag verabschiede-
te Resolution sowie die wichtigsten Anträ-
ge zu geben. Diese Themenfelder bilden die 
Grundlage unserer gewerkschaftlichen Ar-
beit der nächsten fünf Jahre.

Die durch die GdP Thüringen verabschie-
dete Resolution beschäftigt sich mit der be-
sorgniserregenden Zunahme von Gewalt 
gegenüber Polizeibediensteten. Angesichts 
dieser Entwicklung fordern wir ein umfas-
sendes Konzept zur Reduzierung der Gefähr-
dung von den zuständigen Verantwortungs-
trägern im Freistaat Thüringen. Insbeson-
dere bei Demonstrationen entlädt sich die 
teils demokratiefeindliche Gesinnung von 
Straftätern, indem sie Polizeibeamte zum 
Teil massiv angreifen. In konkreten Fällen 
von gewaltsamen Demonstrationen müs-
sen die verantwortlichen Straftäter auch als 
solche bezeichnet und zügig einer gerichtli-
chen Entscheidung zugeführt werden. Dies 
muss unabhängig von ihrer politischen Ge-
sinnung erfolgen. 

Gewalt gegen Polizeibeamte findet auch 
im alltäglichen Dienstgeschehen immer 
häufiger statt. Die Delegitimierung polizei-
lichen Handelns durch manche Bürger wird 
von der Gewerkschaft der Polizei mit Sorge 
festgestellt. Daher fordern wir für unsere 
Kollegen einen politischen Rückhalt, damit 
diese sicher agieren können. 

Im Folgenden erhaltet ihr nun einen 
Überblick über unsere wesentlichen Ziele:
–  Reduzierung der Wochenarbeitszeit für 

schichtdienstleistende Beschäftigte 
–  Herabsetzung des Pensionsalters für be-

sonders belastende Dienste
–  Chancengleichheit bei der Besetzung 

freier Dienstposten 
–  Anhebung der Polizeizulage auf die im 

Bund geltende Höhe
–  Rückkehr zur Ruhegehaltsfähigkeit der 

Polizeizulage
–  zeitgeregelte Beförderung in das zweite 

Beförderungsamt jeder Laufbahngruppe 
–  Etablierung flexibler Arbeitszeitlösungen, 

pandemiebedingte Homeoffice-Lösungen 
erhalten

–  Erschwerniszulage für geschlossene Ein-
heiten etablieren

–  Zulagen für Dienst zu ungünstigen Zeiten 
auf die im Bund geltenden Höhen anheben

–  Modernisierung und zeitgemäße Ausstat-
tung der Polizeibildungseinrichtungen

–  Modernisierung oder Neubau von Liegen-
schaften mit massivem Sanierungsstau 

und arbeitsschutzrelevanten Einschrän-
kungen

–  „User-First-Digitalisierungsstrategie“: 
Smartphone für alle Beschäftigten

–  „User-First-Digitalisierungsstrategie“: po-
lizeiliche Anwendungen immer und über-
all verfügbar machen

–  „User-First-Digitalisierungsstrategie“: On-
linedatenbanken, Messengerdienste, Fo-
to-App

– Einführung der Bodycam
– Einführung von Distanzimpulsgeräten 
–  Anerkennung von Erkrankungen infolge 

einer Infektion mit COVID-19 im Dienst als 
Dienstunfall

–  Steigerung und Ausbau des Gesundheits-
managements (Angebote zur Regenerati-
on, zum Dienstsport, zur Gesundheitsför-
derung sowie Kuren sind zwingend anzu-
bieten und zu ermöglichen)

–  Einstellung und Eingruppierung im Tarif-
bereich nach den tatsächlichen Arbeits-
aufgaben (künftig keine Einstellungen 
mehr unterhalb der Entgeltgruppe 5)

–  Gleichbehandlung von Tarifbeschäftigten 
und Beamten 

–  Anwendung nicht tariflich geregelter  
Arbeitsbedingungen für Beamte und Ta-
rifbeschäftigte gleichermaßen (u. a. hin-
sichtlich des sog. Behördentages in Thü-
ringen, die Teilnahme und Anrechnung 
des Dienstsportes als Arbeitszeit sowie 
die Pausenzeiten)

– auch Tarifbeschäftigte müssen künftig von 
Höhergruppierung wie Beamte von Stellen-
hebungen profitieren.

Die Umsetzung der vorgenannten Ziele 
möchten wir gemäß unserem Motto „Ge-
meinsam. Miteinander. Füreinander.“ zeit-
nah in Angriff nehmen. Wir wollen diese Zie-
le durch Verhandlungen mit den im Land-
tag vertretenen demokratischen Parteien, 
mit der Landesregierung und dem Dienst-
herrn erreichen. Vieles geht dabei nur mit 
und über die Personalvertretungen. Es ist 
nun an euch, uns hierbei mit eurer Stim-
me zur Personalratswahl am 4. und 5. Mai 
2022 im Bereich Justiz und vom 10. bis 12. 
Mai 2022 in der Polizei aktiv zu unterstützen! 
Mandy Koch
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GdP INTERN

Neuer Vorstand ist gewählt

Oberhof (eg). Am 24. und 25. März 2022 fand 

der 9. ordentliche Landesdelegiertentag 

der GdP Thüringen im AHORN Panorama Ho-

tel statt. Die 80 Delegierten aus allen Kreis-

gruppen des Landesbezirkes wählten einen 

neuen geschäftsführenden Vorstand (GLBV) 

und berieten zu mehr als 50 Anträgen. Im öf-

fentlichen Teil des Delegiertentages hielt In-

nenminister Georg Maier (SPD) die Festrede. 

Er kündigte personelle und materielle Verbes-

serungen für die Thüringer Polizei an.

Den Landesbezirk Thüringen der GdP führt 

weiterhin die 39-jährige Polizeihauptkommis-

sarin Mandy Koch. Sie war bereits im Novem-

ber vom Landesvorstand in das Amt gewählt 

worden und wurde nun von den Delegierten 

einstimmig in ihrem Amt bestätigt. Gewählt 

wurden weiterhin die drei Stellvertreter der 

Vorsitzenden. Zur stellvertretenden Landes-

vorsitzenden für Tarifangelegenheiten wurde 

Doreen Cyriax gewählt. Die anderen beiden 

Stellvertreterfunktionen nehmen Wolfgang 

Gäbler und Thomas Scholz wahr. Wolfgang 

Gäbler wurde seit 2012 bereits zum vierten Mal 

in das Amt gewählt, Thomas Scholz hat die 

Funktion bereits seit Mai 2021 inne. Zum ge-

schäftsführenden Vorstand gehören auch die 

Kassierer und Schriftführer. Die Delegierten 

wählten Lutz Bernsdorf zum Kassierer, An-

nett Wahlig zu seiner Stellvertreterin, sie be-

stätigten Daniel Braun im Amt des Schriftfüh-

rers und stellten ihm Marko Dähne zur Seite. 

Die acht Mitglieder des geschäftsführenden 

Vorstandes kommen aus sieben Kreisgrup-

pen. Die Wahl erfolgte auf einstimmigen Vor-

schlag des Landesvorstandes, Gegenkandida-

ten gab es nicht.

Nicht mehr zum geschäftsführenden Lan-

desvorstand gehört die Vorsitzende der Frau-

engruppe. Die jeweilige Vorsitzende gehörte 

seit 1994 dem geschäftsführenden Landes-

vorstand Kraft Amtes an. Damit wurde dieses 

GLBV-Mitglied auch nicht von den Delegier-

ten gewählt. Gleichzeitig gab es immer wieder 

Bestrebungen seitens der anderen beiden Per-

sonengruppen, die/den Vorsitzende/n eben-

falls Kraft Amtes zum Mitglied des GLBV zu 

machen. Jetzt hat der Landesdelegiertentag ei-

nen Kompromiss gefunden. Auf Vorschlag des 

GLBV nehmen die Vorsitzenden der Personen-

gruppen und der/die Vorsitzende der Kreis-

gruppe Justiz künftig mit beratender Stimme 

an den Sitzungen des GLBV teil. Damit ist ge-

währleistet, dass die Interessen der Personen-

gruppe und der Mitglieder aus dem Justizbe-

reich wirksam vertreten werden können.

Breiten Raum nahm die Antragsberatung 

ein. Mit den Anträgen wird wesentlich der In-

halt der Gewerkschaftsarbeit in der neuen Le-

gislaturperiode festgelegt. Neben Satzungs-

änderungen bestimmen die Delegierten über 

Fragen zur Gesellschaftspolitik und zur Orga-

nisation der GdP sowie zu dienstlichen und 

sozialen Angelegenheiten. In einer Resolution 

prangern die Gewerkschafter die zunehmende 

Gewalt gegen Polizei und Justizbeschäftigte an 

und fordern die politischen Verantwortungsträ-

ger in Thüringen auf, ein umfassendes Konzept 

zur Reduzierung der Gefährdungslage vorzule-

gen. Sie fordern eine gesellschaftliche Ausein-

andersetzung hinsichtlich der Ursachen poli-

tisch motivierter Gewalt und die Benennung 

ihrer Unterstützer. Das Gewaltmonopol müsse 

beim Staat bleiben und konsequent durchge-

setzt werden, heißt es in der Resolution.

Ein Leitantrag benennt die Ziele der Ge-

werkschaftspolitik der GdP auf Landesebene. 

Dazu gehören das konsequente Eintreten für 

eine Haushaltspolitik, mit der die Aufgaben-

erfüllung von Polizei und Justiz sichergestellt 

wird. Ein Schwerpunkt darin sind die Berei-

che Tarif, Besoldung und Versorgung. Konkrete 

Vorstellungen hat die GdP Thüringen auch zur 

Entwicklung der Demokratie in den Dienststel-

len. Dies soll insbesondere über die Mitbestim-

mung der Personalräte und die tatsächliche 

Umsetzung der sogenannten Allzuständigkeit 

der Personalvertretungen erfolgen. Zu den The-

men gehören auch die Personalentwicklung, 

die Reduzierung der Arbeitsbelastung und ein 

konsequenter Arbeit- und Gesundheitsschutz 

der Beschäftigten. Die Ziele sollen insbesonde-

re durch Verhandlungen mit den im Landtag 

vertretenen Parteien (außer der AfD) und der 

Landesregierung erreicht werden.

Der zweite Tag stand ganz im Zeichen des 

offiziellen Teils des Landesdelegiertentages. 

Mandy Koch konnte Innenminister Georg 

Maier (SPD) und Justizminister Dirk Adams 

(Bündnis 90/Grüne) begrüßen. Aus der GdP-

Familie waren Bundesvorsitzender Oliver 

Malchow, die neu gewählte brandenburgi-

sche Landesvorsitzende Anita Kirsten und der 

sächsische Landesvorsitzende Hagen Husgen 

der Einladung gefolgt. Die stellv. Vorsitzende 

des DGB-Bezirkes Hessen-Thüringen, Renate 

Sternatz, und Landrätin Peggy Greiser zähl-

ten ebenfalls zu den Gästen. Aus dem Polizei-

bereich waren u. a. der stellv. Abteilungsleiter 

Polizei m TMIK, Michael Menzel, Polizeivize-

präsident Thomas Quittenbaum und LKA-Prä-

sident Jens Kehr Gäste der GdP.

In seiner Festrede dankte Innenminis-

ter Georg Maier den Polizeibeamtinnen und 

-beamten in Thüringen für ihre hervorragende 

Arbeit. Am gleichen Tag hat Maier noch die Po-

lizeiliche Kriminalstatistik für 2021 vorgestellt 

und danach ist Thüringen ein sicheres Bun-

desland mit einer stabilen Sicherheitslage. Die 

Kriminalitätsbelastung sei niedrig, die Aufklä-

rungsquote eine der besten in ganz Deutsch-

land und das unter Pandemiebedingungen, so 

der Minister. Dies sei auch auf das Wirken und 

die Unterstützung der GdP zurückzuführen. 

Maier kündigte an, dass die materielle Aus-

stattung der Polizei deutlich verbessert wür-

de. Für die Sicherung des Berufsnachwuchses 

sei eine Taskforce eingerichtet worden, in der 

auch die Personalvertretungen und Gewerk-

schaften mitarbeiteten. Justizminister Dirk 

Adams, Bundesvorsitzender Oliver Malchow, 

Vizepräsident Thomas Quittenbaum, Rena-

te Sternatz (DGB) und Landrätin Peggy Grei-

ser hielten Grußworte, bevor LPD Günter Lier-

hammer die Maßnahmen zur Nachwuchssi-

cherung der Polizei näher erläuterte.

Am Schluss des Delegiertentages konnte 

Mandy Koch noch verdiente GdP-Mitglieder 

ehren. Polizeisportler und GdP-Mitglied Jona-

than Hilbert wurde für die olympische Silber-

medaille im 50-km-Gehen geehrt. Lutz Engel-

hardt, Elke Heydrich, Albert Heinecke, Monika 

Pape und Uwe Tischer haben über viele Jahre in 

verschiedenen gewerkschaftlichen Funktionen 

herausragende Arbeit geleistet. Dank galt auch 

den Kolleginnen und Kollegen, die in Kommis-

sionen oder als Helfer zum Gelingen des Lan-

desdelegiertentages beigetragen haben, sowie 

den Mitarbeiterinnen der Geschäftsstelle. Die 

Verhandlungsleitung, die bestens vorbereitet 

und souverän durch den Landesdelegiertentag 

geführt hatte, erhielt dafür den Beifall der Dele-

gierten. „Ich habe den Eindruck, die Delegier-

ten wollen einen stabilen und arbeitsfähigen 

Landesvorstand und erwarten zu Recht, dass 

wir uns auf die Sacharbeit konzentrieren und 

die Interessen der Mitglieder vertreten. Der neu 

gewählte geschäftsführende Landesvorstand 

wird sein Bestes dafür geben“, versprach die 

Landesvorsitzende. I
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INFO-DREI

Zulagen für die sächsischen Polizeibeamtinnen- 

und -beamten – Ein Teil der Wertschätzung!?

WERTSCHÄTZUNG ist ein Begriff, der mo-
mentan in aller Munde ist. Gerade unter Be-
rücksichtigung der in der letzten Zeit gestiege-
nen Aufgaben der Polizei und der gesellschaft-
lichen Entwicklung in den letzten Jahren, die 
teilweise zu verstärktem Frust in einigen Be-
völkerungsteilen führte, der auf der Polizei 
abgeladen wurde und wird. Als Prellbock 
der Gesellschaft ist es nicht zuletzt deswegen 
verständlich, dass sich die Polizeibeamtin-
nen und -beamten jährlich Gehör verschaffen, 
dass dies erkannt wird und die steigenden Be-
lastungen und Gefahren durch die Landespo-
litik honoriert werden. Zu einer angemessenen 
Grundbesoldung gehören dementsprechend 
auch zielgerichtete Zulagen, die zumindest ei-
nen kleinen Teil dazu beitragen sollen, dass 
besondere physische und psychische Belas-
tungen, aber auch Schwierigkeiten für das so-
ziale Leben abgefedert werden.

Trotz der vor Jahren geäußerten Absicht, 
das Zulagensystem gerechter, moderner und 
übersichtlicher zu gestalten, gibt es heute 
noch ein Wirrwarr an Zulagen, in dem es 
schwer fällt, den Überblick zu behalten. 

In der sächsischen Polizei gibt es derzeit 
folgende Zulagen:

Amtszulage: Eine Amtszulage in Höhe von 
322,64 EUR wird monatlich für die Besoldungs-
gruppe A 9 für die Funktionen ausgezahlt, die 
sich von denen der Besoldungsgruppe A 9 ab-
heben. Das dürfen maximal 30 Prozent der A 
9-Stellen sein.

Stellenzulagen: Für den Polizeivollzugs-
dienst wird seit dem 1. Januar 2019 eine mo-
natliche Polizeivollzugszulage in Höhe von 
75 EUR nach einer Dienstzeit von einem Jahr 
und 150 EUR nach einer Dienstzeit von zwei 
Jahren ausgezahlt. Davor belief sich die Höhe 
jahrzehntelang auf 63,69 EUR bzw. 127,38 
EUR. Mit dem Inkrafttreten des Haushalts-
begleitgesetzes 2019/2020 wurde neben die-
ser Erhöhung auch die Ruhegehaltfähigkeit 
wieder eingeführt.

Trotz dieser Errungenschaft muss an die-
ser Stelle vermerkt werden, dass die GdP 
Sachsen die Erhöhung als zu gering bemes-
sen ansieht (Forderung: 250 EUR in der Stel-

lungnahme) und vor allem kritisiert, dass an 
einem nicht unerheblichen Teil der Versor-
gungsempfängerinnen und -empfänger die 
Ruhegehaltfähigkeit vorbeigeht, da ihre 
Dienstzeit zum „falschen Zeitpunkt“ endete. 

Zulagen für besondere Erschwernisse: 
Im besonderen Interesse stehen immer wie-
der die sogenannten Erschwerniszulagen. 
Hier gibt und gab es bei der sächsischen Po-
lizei dank der beharrlichen Forderungen der 
GdP ständig Bewegung.

Mit Wirkung vom 1. Januar 2019 ist an die 
Stelle der bisherigen Zulagen für den Wech-
seldienst und für Schichtdienst die Zulage 
für Dienst zu wechselnden Zeiten (§ 8a 
SächsEMAVO) getreten. Da jedoch zeitgleich 
die Zulage für Beamte in den Einsatzeinhei-
ten (§ 15 Abs. 2 SächsEMAVO a. F.) weggefal-
len ist, brachte diese Veränderung insbeson-
dere bei den geschlossenen Einheiten nicht 
die erhoffte Wirkung. 

Dies war für uns ein entscheidender 
Grund, sich bei der sächsischen Politik für 
eine Kompensation der weggefallenen Zu-
lage einzusetzen. Im Ergebnis der geführ-
ten Gespräche wurde uns ein Entwurf einer 
weiteren Veränderung der Sächsischen Er-
schwerniszulagen- und Mehrarbeitsvergü-
tungsverordnung (SächsEMAVO) vorgelegt, 
der sich derzeit im Anhörungsverfahren be-
findet. In ihm wird eine sogenannte „Ver-
bindlichkeitszulage“ geregelt, die die be-
sondere Erschwernis und Belastung, die sich 
aus häufigen Dienstplanänderungen (kurze 
Verbindlichkeiten der Dienste) ergibt. Kritik-
punkte unsererseits sind die Tatsachen, dass 
sich die Höhe nur auf 40 EUR monatlich be-
misst (wir fordern 100 EUR) und nicht alle 
den gleichen Belastungen unterliegenden 
Organisationseinheiten davon profitieren.

Eine weitere Zulage für besondere Er-
schwernisse ist die Zulage für Dienst zu 
ungünstigen Zeiten. Auch wenn der Frei-
staat Sachsen jährlich etwa 6,5 Mio. EUR an 
ca. 9.000 Beamtinnen und Beamte auszahlt, 
täuscht dies nicht darüber hinweg, dass 
wir mit unseren „Stundensätzen“ von 0,64 
EUR bis 3,20 EUR heute noch weit hinter 
dem Bundesniveau hinterherhinken. Dies-

bezüglich gibt es in Sachsen enormen (be-
reits durch uns eingeforderten) Nachholbe-
darf, um das Gesamtpaket einer wertschät-
zenden und gerechten Zulagensystematik 
zu schnüren.

Der Vollständigkeit halber sollen an 
dieser Stelle auch die zu diesem Zulagen-
schwerpunkt zählenden Zulagen für 
Tauchertätigkeit (Stundensätze von 2,76 
EUR bis 46 EUR je nach Tauchtiefe plus Erhö-
hungen bei besonderen Schwierigkeiten) und 
für die Sprengstoffentschärfer und -ermitt-
ler (25,56 EUR bzw. 15,34 EUR pro Einsatz, ma-
ximal 383,40 EUR bzw. 230,10 EUR monatlich, 
wobei besondere Schwierigkeiten höher ver-
gütet werden können) genannt werden.

Des Weiteren ist eine sogenannte Zula-
ge für besondere polizeiliche Einsätze in 
einer Höhe von 225 EUR monatlich für das 
MEK, das SEK und die Verdeckten Ermitt-
ler vorgesehen. Auch Flieger- und in einem 
geringen Umfang Verfassungsschutz- und 
Meisterzulagen werden in Sachsen gezahlt.

Für uns als GdP Sachsen ist es enorm 
wichtig, diese und andere Wertschätzungs-
aspekte aufgrund der gesellschaftlichen 
und der damit einhergehenden Entwick-
lung im Sicherheitsbereich ständig im Auge 
zu behalten und im Kontext mit dem Bund 
und den anderen Ländern zu vergleichen.

Dadurch werden Lücken im sächsischen 
Gefüge erkannt, die diskutiert werden und 
am Ende eingefordert werden müssen. Als 
Beispiel sei hier nur eine in Sachsen fehlen-
de Erschwerniszulage für Ermittlerinnen 
und Ermittler bzw. Auswerterinnen und 
Auswerter bei der Bekämpfung der Kin-
der- und Jugendpornografie aufgezählt. 

Für alle diejenigen, die sich intensiver mit 
dem Zulagensystem der Polizei (einschließ-
lich der Tarifbeschäftigten) im Freistaat Sach-
sen auseinander setzen wollen, ist die GdP 
Sachsen immer ein guter Ansprechpartner.

Im Übrigen sind all diese Zulagen, ihre 
Voraussetzungen, Höhen und eventuel-
le Ausschlussgründe in den §§ 44 ff. des  
Sächsischen Besoldungsgesetzes (Sächs-
BesG) und ganz speziell im Teil 2 der bereits 
oben erwähnten SächsEMAVO nachzulesen.
Hagen Husgen 


